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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 10 ÜG 3/16 BH 
 
L 8 SF 128/12 EK (Bayerisches LSG) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………….., 
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Freistaat Bayern, 
vertreten durch das Landesamt für Finanzen 
Alexandrastraße 3, 80538 München, 
 
 Beklagter. 
 

 

Der 10. Senat des Bundessozialgerichts hat am 7. September 2016 durch 

die Richterin   Dr.  R o o s    als Vorsitzende sowie die Richter   Dr.  R ö h l     

und   O t h m e r     

beschlossen: 

 

Dem Kläger wird für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im 

Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom 16. Dezember 2015 Prozesskostenhilfe unter 

Beiordnung von Rechtsanwältin K.           , B.            bewilligt. 

 

Der Kläger hat aus seinem Vermögen einen Betrag von           Euro einzusetzen.  
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G r ü n d e : 

 

Nach § 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 114 Abs 1 S 1 ZPO ist dem Beteiligten, der nach seinen 

persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen die Kosten der Prozessführung nicht, nur zum 

Teil oder nur in Raten aufbringen kann, Prozesskostenhilfe (PKH) zu bewilligen. Gemäß § 115 

Abs 3 S 1 ZPO hat der Beteiligte jedoch sein Vermögen einzusetzen, soweit dies zumutbar ist. 

 

Der Kläger verfügt nach eigenen Angaben über ein Barvermögen in Höhe von ca           Euro auf 

seinem Girokonto bei der                                                   sowie aktuell ca          Euro auf seinem 

Tagesgeldkonto bei der                                   . Zusammen ergeben sich rund          Euro Barver-

mögen. Hiervon abzusetzen ist der Schonbetrag für den Kläger in Höhe von 2600 Euro (§ 73a 

Abs 1 S 1 SGG iVm § 115 Abs 3 ZPO iVm § 90 Abs 2 Nr 9 SGB XII und § 1 Abs 1 Nr 1 BarbetrV 

<Durchführungsverordnung des § 90 Abs 2 Nr 9 SGB XII>). Somit ergibt sich ein für die Pro-

zesskosten einzusetzendes Vermögen in Höhe von     Euro.  

 

Nach § 3 Abs 1 S 3, § 13 Abs 1 S 3, § 2 Abs 2 RVG iVm Nr 3506 Anlage 1 und Anlage 2 zum 

RVG erhält der Rechtsanwalt im Verfahren über die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision vor dem BSG eine 1,6-fache Gebühr. Nach dem vom Kläger beim LSG gestellten An-

trag beläuft sich der Streitwert auf 6425,43 Euro (6583,14 - 157,71), sodass sich eine anwalt-

liche Verfahrensgebühr von 648 Euro für das Beschwerdeverfahren ergibt. Zuzüglich Auslagen-

pauschale und Umsatzsteuer betragen die voraussichtlichen Anwaltskosten 794,92 Euro. Hinzu 

kommen die voraussichtlichen Gerichtskosten in Höhe von 368 Euro (§ 197a Abs 1 S 1 Teils 1 

SGG, § 34 Abs 1 S 2 GKG iVm Nr 7502 sowie Anlage 1 und 2 zum GKG), sodass sich die zu 

erwartenden Verfahrenskosten auf ca 1162,92 Euro belaufen. Da die voraussichtlichen Pro-

zesskosten den Betrag des einzusetzenden Vermögens übersteigen, ist dem Kläger zuzumuten, 

die bis zur Höhe seines einsetzbaren Vermögens anfallenden Kosten zu decken. Hinsichtlich 

der diesen Betrag übersteigenden Kosten wird dem Kläger PKH ohne Raten gewährt.  
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